


Seit Inkrafttreten von § 309 Nr. 7 lit. a  BGB im Zuge der Schuldrechtsreform ist ein 

Haftungsausschluss in Allgemeinen Geschäftsbedingungen bei einer "Verletzung des 

Lebens, des Körpers oder der Gesundheit" unwirksam, die auf jeglichem schuldhaften 

Verhalten von Bediensteten beruht. Folglich kann die Haftung für leichte oder mittlere 

Fahrlässigkeit bei der Schadensverursachung nicht mehr durch entsprechende Muster bzw. 

Formular-Erklärungen ausgeschlossen werden. § 13 Abs.1 Satz 2 und Abs. 2 und Abs. 3 

(bzw. Anlage 5) sollte deshalb nicht mehr angewendet und die außerdienstliche Mitnahme 

von Privatpersonen generell untersagt werden. 

 




